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Nebeneinander von AO und Einzelsteuergesetzen (insb. KStG, EStG, GewStG,
UStG)

In Einzelsteuergesetzen sind steuerlichen Vergünstigungen geregelt, und zwar
Persönliche und sachliche Befreiungen
Steuerermäßigungen
Sonderausgabenabzug bei Zuwendungen
Vereinfachungen bei der Ermittlung von Besteuerungsgrundlagen

AO ist der allgemeine Teil der steuerlichen Gemeinnützigkeit
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Bsp. gegen eine gemeinnützige Non-Profit-Organisation

Zusammenschluss von mehreren Familien zur gemeinsamen
Verfolgung von Freizeitinteressen in einem
(nichtrechtsfähigen) „Erholungsverein“
Finanzierung der Tätigkeit des Vereins z.B. durch Handel mit
gebrauchten Gegenständen auf Trödelmärkten
Körperschaftsteuerpflicht auch dann, wenn der Gewinn aus
dem Handelsgeschäft nicht an die Mitglieder ausgeschüttet
wird, sondern zur Finanzierung von gemeinsamen Reisen
verwendet wird

Non-Profit-Organisationen mit anderen Steuervorteilen:

Staatsbetriebe und Banken (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 KStG)
Berufsverbände (§ 5 Abs. 1 Nr. 5 KStG)
Politische Parteien (§ 5 Abs. 1 Nr. 7 KStG)
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Bsp:

Wenn die Stadt Osnabrück ein Krankenhaus betreibt, dann unterhält sie damit
einen Betrieb gewerblicher Art.
Für die Inanspruchnahme der Körperschaftsteuerbefreiung nach § 5 Abs. 1 Nr.
9 KStG muss u.a. die Satzung den Voraussetzungen des § 60 AO genügen.
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Zur Befreiung von Erbschaft- und Schenkungsteuer:

• Ohne die Steuerbefreiung wären Spenden und Zuwendungen von Todes
wegen in der Steuerklasse III mit bis zu 50 % erbschaft- und
schenkungsteuerpflichtig

• Dadurch erheblich schlechtere Finanzierungsmöglichkeiten gemeinnütziger
Organisationen

• Steuerbefreiung von freigebigen Zuwendungen an gemeinnützige
Körperschaften (§ 13 Abs. 1 Nr. 16 Buchst. b. ErbStG)

• Freigrenze und Gewinnermittlungswahlrechte bei Körperschaft- und
Gewerbesteuer (§ 64 Abs. 3, 5 und 6 AO)

• Vorsteuerpauschalierung (§ 23a UStG)
• persönliche Befreiung auch möglich von der Grundsteuer, Lotteriesteuer,

Kraftfahrzeugsteuer, Vergnügungssteuer
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Personengesellschaften:

• Keine gemeinnützigkeitsfähige Gesellschaftsform,
• Arg.: Aufgrund der Transparenz der Personengesellschaft im Steuerrecht kann

„Selbstloses Handeln“ kann nur bei Körperschaften sichergestellt werden
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Prüfungsreihenfolge:

1. Liegt eine Katalogleistung im Sinne des § 52 Abs. 2 Satz 1 AO vor?
2. Wenn (-), dann Öffnungsklausel nach § 52 Abs. 2 Satz 2 AO, wenn die

Allgemeinheit auf materiellem, geistigem oder sittlichem Gebiet entsprechend
selbstlost gefördert wird.
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Bsp. für unzulässige Zugangsbeschränkungen:

• Gründen sieben Mitglieder einer Großfamilie einen Segelverein, um sich die Kosten
der Anschaffung und des Betriebs eines Segelbootes zu teilen, dann ist dieser Verein
nicht als gemeinnützig anzuerkennen, wenn die Mitgliedschaft nur anderen
Familienmitgliedern offensteht.

• Beschränkungen führen dazu, dass der geförderte Personenkreis so klein ist, dass
ein Allgemeininteresse nicht mehr besteht

Bsp. für zulässige Zugangsbeschränkungen:

• Fortbildungsmaßnahme oder Prüfungstätigkeit richtet sich nur an die Absolventen
einer entsprechenden Ausbildung

• Keine Aufnahme von Atheisten in einen auf christlicher Grundlage geführten
historischen Schützenverein

• Abhängigmachen der Teilnahme an einem Tauchlehrgang vom Bestehen einer
medizinischen Prüfung

• Unterstützung eines Muttergenesungswerks nur an Frauen
• Zugang zur Bibliothek nur für Einwohner einer bestimmten Gemeinde oder Aufnahme

in eine Schule nach Wohnbezirken
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Vom BFH als zulässig erachtet:

• Eintrittsspende von DEM 3.500 bei einem Golf-Club für Streitjahr 1969
• Gesamtbelastung aus Eintrittsgeld und jährlichen Beträgen von DEM 5.000 für

das Streitjahr 1990

Finanzverwaltung: Abgrenzung der „freiwilligen Spende“ von „faktischen
Verpflichtung“

• Vermutung einer faktischen Verpflichtung, wenn mehr als 75 % der neu
eingetretenen Mitglieder neben der Aufnahmegebühr eine gleich oder ähnlich
hohe Sonderzahlung („freiwillige Spende“) leisten.

Nicht aktive Mitglieder sind grds. auch zu berücksichtigen. Ausnahme: wenn die
Anzahl der nicht aktiven Mitglieder „ungewöhnlich hoch ist“ oder nicht aktive
Mitglieder z.B. im Hinblick auf die Durchschnittberechnung beitragsfrei
aufgenommen worden sind.
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Problem: Politische Äußerungen eines gemeinnützigen Vereins

Zulässig:
1. Ein Verein zur Förderung der Volksbildung führt nach einer Bundestagswahl eine

Anzeigekampagne unter dem Titel „Du sollst nicht lügen“ durch. Im Wahlkampf
hatten Regierungsparteien eine Steuererhöhung ausgeschlossen, die sie nach der
Wahl aber doch durchgeführt hatten. Dagegen wandte sich der Verein in seiner
Kampagne mit dem Untertitel „Steuer ja, Wahlbetrug nein. Wir verlangen
Neuwahlen!“. Das Finanzamt sah in den Anzeigekosten zweckfremde Ausgaben und
erließ einen Haftungsbescheid wegen Spendenfehlverwendung. Dem hat der BFH
zu Recht widersprochen, da der Verein keine „parteipolitischen“ Ziele verfolgte,
sondern nur die Bevölkerung über die Wahlkampfmethoden aufklären wollte
(Volksbildung)

2. Öffentliche Aussprache von bestimmten Handlungsoptionen durch eine
Umweltschutzorganisation vor einem Volksbegehren über die zukünftige
Energieversorgung

Schädlich:
1. Allgemeinpolitische Betätigung eines Studentenverbands
2. Jugendverband, der in der Satzung u.a. „die Idee des Sozialismus an junge

Menschen herantragen und zu sozialistischer Tätigkeit erziehen“ will
3. Ausspruch, umfassen zu allgemeinpolitischen Themen und Fragen Stellung zu

nehmen („Weg mit der Agenda 2010 und Hartz IV, Kein Abbau von Sozialleistungen,
Keine EU-Verfassung“ usw.)
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Zulässig z.B.:
• Durchführung von geselligen Veranstaltungen, wenn sie im Vergleich zu

sonstigen Tätigkeiten des Vereins von untergeordneter Bedeutung sind, d.h.
wenn die Geselligkeit nur als untergeordneter Nebenzweck verfolgt wird

Schädlich z.B.:
1. Ein Vereins, der mit seiner Tätigkeit „die allgemeine Erholung arbeitender

Menschen bezweckt“. Das Gewähren von Erholung kann nur dann begünstigt
sein, wenn es einem besonderen schutzbedürftigen Personenkreis (z.B.
Kranken oder Jugend) zugute kommt oder in einer bestimmten Art und Weise
(z.B. auf sportlicher Grundlage) vorgenommen wird.

2. Tätigkeit von FKK-Vereinen, wenn zu den satzungsmäßigen Vereinszwecken
neben der Förderung des Sports auch die „gesunde und harmonische
Freizeitgestaltung für die gesamte Familie“ gehört. Abgrenzung zum
Schwimmsport: „planmäßiges „Wettkampfschwimmen“ oder bloßes Baden

3. Studentische Verbindungen (Burschenschaften), Landjugendvereine,
Country- und Westernvereine

4. Vereine, deren Hauptzweck die Veranstaltung von örtlichen Volksfesten (z.B.
Kirmes oder Schützenfest) ist

5. Selbsthilfegruppen alleinstehender Menschen, da diese Vereine regelmäßig
auch die gemeinsame Freizeitgestaltung der Alleinstehenden fördern
(kollektiver Eigennutz)

6. Selbsthilfegruppen für berufliches Fortkommen des Einzelnen durch
Herstellung von Kontakten

7. Car-Sharing-Vereine, da hier nicht die Förderung der Umwelt, sondern die
kollektive Befriedigung des Mobilitätsbedürfnisses der Vereinsmitglieder im
Vordergrund steht, zudem besteht Wettbewerb zu privaten Unternehmen

8. Nachbarschaftshilfe
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Bsp.: für das Vorliegen eines steuerbegünstigten Zweckbetriebs:

• Nimmt eine solche Beschäftigungsgesellschaft, um den von ihr betreute
Personen sinnvolle Arbeitsmöglichkeiten bieten zu können, Lohnaufträge an,
handelt es sich bei diesen Fremdleistungen gegenüber Dritten um einen
steuerbegünstigten Zweckbetrieb nach § 65 AO, soweit die Lohnaufträge den
zur Beschäftigung der betreuten Person notwendigen Umfang nicht
überschreiten.

Steuerbegünstig können auch sein:

• Arbeitnehmerüberlassung, wenn das Schwergewicht der Tätigkeit im ideellen
Bereich liegt (z.B. Qualifizierung und therapeutische Betreuung)

• Schülerfirmen wegen ihrer vorrangigen pädagogischen Zielsetzung
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Kritik:

„Steuerbefreiung wegen Gemeinnützigkeit ist keine Gegenleistung für besondere
Rechtstreue, sondern ist eine Förderung für besondere gemeinwohlfördernde
Tätigkeit“.

Bsp.:

• Durchsetzung von Umweltschutzbelangen mit Gewalt durch Aufruf zum
offenen Widerstand gegen polizeiliche Anordnungen

• Weltanschauungsgemeinschaft, die z.B. mit Morddrohungen gegen
Andersgläubige oder ehemalige Mitglieder vorgeht

• Spendensammelverein, der durch irreführende Angaben über den
Verwendungszweck in betrügerischer Absicht Spenden einwirbt
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Bsp. für zulässige Hilfeleistungen:

• Kranken- und Altenpflege
• Blindenfürsorge
• Gestellung von Pflegekräften
• Vermietung von Wohnungen an Hilfebedürftige
• Betrieb von Pflegeheimen
• Fahrdienst für Kranke und Behinderte
• Begleitung von hilfebedürftigen Personen
• Einrichtungen wie „Essen auf Räder“
• Telefonseelsorge
• Frauenhäuser
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Bsp.:

• Wird in der Satzung eines gemeinnützigen Gesangsvereins als zweiter
Satzungszweck die „Förderung der Kameradschaft“ erwähnt, steht dies dem
Ausschließlichkeitsgebot nicht zwingend entgegen: Da der Verein die
Kameradschaft gerade durch das gemeinnützige Handeln, die gemeinsame
musikalische Betätigung, anstrebt, ist der weitere Zweck der Kameradschaft
steuerlich unschädlich.

• Soll dagegen die Kameradschaft vor allem durch gesellige Veranstaltungen
vertieft werden, ist eine Ausschließlichkeit grds. zu verneinen, da die
Förderung der Geselligkeit für sich genommen kein steuerbegünstigter Zweck
ist.
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Bsp. für Verneinung der Zweck-Mittel-Relation:

• Vorhandenes Vermögen wird in Anlageformen investiert, die bereits zum
Zeitpunkt der Investition auf lange Frist betrachtet keine oder – im Vergleich zu
alternativen Anlagen mit vertretbarem Risiko - viel zu geringe Überschüsse
abzuwerfen versprechen

• Unterhalten eines Verwaltungsapparats, dessen Größe ganz offensichtlich
außer Verhältnis zu den satzungsmäßigen Aufgaben steht und dessen
Mitarbeiter dauerhaft nicht ausgelastet sind
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Die Hilfsperson selbst führt grds. keine steuerbegünstigte Tätigkeit aus!!!

Ausnahme: Die Hilfsperson ist selbst eine steuerbegünstigte Körperschaft und
wird zur Verwirklichung eigener steuerbegünstigter Zwecke tätig
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wiGB: Werbeleistungen: Betreibt die Gesellschaft selbst aktiv die Werbetätigkeit
und schließt die Verträge direkt mit den Werbepartnern ab erbringt sie selbst
unmittelbar eine Werbeleistung. (BFH v. 13.3.91 u. vom 27.3.91, BStBl 1992 II S.
101 u. 103). typische Werbeleistungen Anzeigen- und Inseratengeschäft,
Überlassung von Werbeflächen an Gebäuden oder PKW, Überlassung eines
Standes bei Veranstaltungen
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Def. Unten. i.S.d UStG: jede gewerbliche oder berufliche Tätigkeit
Nachhaltige Tätigkeit
Einnahmenerzielungsabsicht (keine Gewinnerzielungsabsicht)
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Echter MB: die die Mitglieder eines Vereins lediglich in ihrer Eigenschaft als
Mitglieder nach der Satzung zu entrichten haben. Sie dürfen dem Verein nicht für
die Wahrnehmung besonderer geschäftlicher Interessen oder für Leistungen
zugunsten seiner Mitglieder zufließen

Unechter MB: Sonderbelangen einzelner Mitglieder dienen USt-pflichtiger
Sachverhalt
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Steuersatz 7% § 12 Nr. 8a UStG

4.12.11. UStAE Nutzungsüberlassung von Sportanlagen und anderen Anlagen
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z.B. Altenheim, Pflegeheim, Jugendherbergen, kulturelle Einrichtungen
(Museen, Theater), VHS

Zur Umsatzsteuerlichen Behandlung von Leistungen eines Zweckbetriebs
nimmt das BMF-Schreiben vom 9.2.2007 (IV A 5 - S 7242-a/07/0001) Stellung.
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Einnahmen: Start- und Teilnahmegebühren, Eintrittsgelder Spieltage,
Laufveranstaltung mit Antrittsgebühr,
Zusammenbetrachtung aller wiGBs als ein stpfl. wiGB (§ 64 Abs. 2 AO, Tz.
2.15.5)
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3 Möglichkeiten zum pauschalen Ansatz, § 64 Abs. 6 AO
Werbeeinnahmen
Totalisatorbetriebe
Zweite Fraktionierungsstufe der Blutspendendienste
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Genauer Zeitpunkt steht noch nicht fest aber die Umsetzung kann glaubhaft
dargelegt werden und ist auch den finanziellen Gegebenheiten der
Körperschaft angemessen RL-Bildung möglich, AEAO Nr. 4 zu § 62 Abs. 1
Nr. 1 AO
Grundsätzlich sollte ein Zeitraum von 6 Jahren nicht überschritten werden
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- Zeitperiode: Abhängig davon, wie regelmäßig die Gesellschaft Einnahmen
erhält und die sich hier ergebende Gefährdung der Einnahmen, z.B.
Forderungsausfälle
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Rücklagen (Projekt- und Investitionsrücklage, Wiederbeschaffungsrücklage
/Nr. 1, 2) sind unverzüglich aufzulösen sobald der Grund entfällt § 62 Abs. 2 AO
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Mittel, welche nach § 62 Abs. 3 AO dem dauerhaften Vermögen zugeführt
werden, sind aus der BMG für Zuführungen sonstiger zeitnah zu verwendenden
Mittel i. S. v. § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO herauszurechnen.
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Empfänger:
- Kapitalgesellschaften (GmbH, AG)
- Eingetragener, nicht eingetragener Verein
- Rechtsfähige, nicht rechtsfähige Stiftung
- Betriebe gewerblicher Art von juristischen Personen des öffentl. Rechts

(z.B. kommunaler Kindergarten)

81



Formulare-bfinv.de

Bareinzahlungsbeleg oder Buchungsbestätigung ausreichend, § 50Abs. 4
EStDV

- Kleinbetragsspenden, bis 200 €
- Katastrophenfällen
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Steuerliche Anerkennung von Spenden durch den Verzicht auf einen zuvor
vereinbarten Aufwendungsersatz (Aufwandsspende) bzw. einen sonstigen
Anspruch (Rückspende) BMF, Schrb. v. 25.11.2014 – IV C 4 - S 2223/07/0010
:005, DOK 2014/0766502
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Bewertung Entnahme § 6 Abs. 1 Nr. 4 EStG (Wahlrecht beim Unternehmer):
- grds. Teilwert
- Ausnahme: WG, die unmittelbar nach de Entnahme an eine steuerbegünstige

Körperschaft  für die Verwendung steuerbegünstigter Zwecke überlassen
werden> Buchwert §6 Abs. 1 Nr. 4 S. 4 EStG
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Umsatzsteuerliche Behandlung der unentgeltlichen Wertabgaben von
Sachspenden: Verfügung der Oberfinanzdirektion Nds. V. 22.12.2015, gültig ab
22.12.2015
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§ 4 Nr. 8-10 UStG
Nr. 8: Gewährung und Vermittlung von Krediten
Nr. 9: Umsätze, die unter das GrEStG fallen
Nr. 10: Leistungen aufgrund eines Versicherungsverhältnisses
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Es ist die Vorschrift § 63 Abs. 3 AO zu beachten. Der Verein hat den Nachweis
zu führen, dass seine tatsächliche Geschäftsführung auf die ausschließliche und
unmittelbare Erfüllung der steuerbegünstigten Zwecke gerichtet ist. Es muss eine
ordnungsgemäße Aufzeichnung der Einnahmen und Ausgaben erfolgen, damit
eine Aufgliederung in die Bereiche der ideellen Tätigkeit, der
Vermögensverwaltung der Zweckbetriebe und der wirtschaftlichen
Geschäftsbetriebe möglich ist. Zu diesem Zweck setzen auch kleine Vereine
Kassenprüfer ein.
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